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>Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen 
im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Hasenweiler-Beckensedimenten und Holozänen Abschwemm-
massen. Im tieferen Untergrund stehen die Gesteine der Oberen Süßwassermolasse an. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes im 
Bereich der Beckensedimente ist zu rechnen. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens im Bereich der 
Holozänen Abschwemmmassen ist zu rechnen. 
 
Die anstehenden Gesteine der Oberen Süßwassermolasse können in Hanglage und bei 
der Anlage von tiefen und breiten Baugruben zu Rutschungen neigen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbei-
ten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähig-
keit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.< 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzutragen. 
 
Generell der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte 
oder unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkon-
zept zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit 
dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen 
ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
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I.  Raumordnung 

 

(1) Raumordnung / Bauleitplanung 

Wir nehmen Bezug auf unsere Stellungnahme vom 08.12.2022. 

 

Die vorgebrachten Punkte wurden berücksichtigt und mit der 8. Änderung des Flä-

chennutzungsplanes die Ausweisung der neuen Gewerbefläche auf den Flurstücken 

1300/1 und 1302/1 über einen Flächentausch mit einer gewerblichen Baufläche glei-

cher Größe (1,45 ha) im Bereich >Kromerin<, die künftig als Fläche für die Landwirt-

schaft dargestellt wird, kompensiert.  

 

Es werden keine weiteren Anregungen oder Bedenken vorgebracht 

 

 

(2) Raumordnung / Einzelhandel 

Gemäß den vorgelegten Planunterlagen beabsichtigt die Gemeinde Wolpertswende 

die Aufstellung eines Bebauungsplans, um die Umnutzung eines stillgelegten Gärt-

nereigeländes sowie die Deckung des Bedarfs von ortsansässigen Betrieben zu er-

möglichen. In diesem Zuge ist auch eine Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) 

erforderlich.  

 

1. Änderung des FNP 

Sowohl hinsichtlich der Darstellung >Gewerbliche Baufläche< im Bereich des Bebau-
ungsplanes >Gewerbeentwicklung Flst. Nr. 1300/1 und 1302/1< als auch hinsichtlich 
der Darstellung Fläche für >Landwirtschaft< im Bereich >Kromerin< äußert die höhere 
Raumordnungsbehörde aus Sicht des Einzelhandels keine Bedenken. 

 

2. Bebauungsplan 

Als Art der baulichen Nutzung soll ein Gewerbegebiet (GE, gegliedert in GE1 und 

GE2) gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt werden. Ziffer 2.1 

der planungsrechtlichen Festsetzungen schließt Einzelhandelsbetriebe im Sinne des 

§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO - mit Ausnahme bestimmten Einzelhandels von Handwerks-

betrieben - als Art der baulichen Nutzung aus.  

 













ERLÄUTERUNGEN UND HINWEISE FÜR DIE BAULEITPLANUNG   
ABWASSER, GRUNDWASSER 

Landratsamt Ravensburg 3 Bau- und Umweltamt 3 April 2022 
 

Abwasser 

Die Neuerschließung des Gebietes muss nach derzeitigen wassergesetzlichen Vorgaben über ein modifizier-
tes System erfolgen (getrennte Ableitung von Niederschlagswasser und Schmutzwasser), wenn dies schadlos 
und mit einem verhältnismäßigen Aufwand möglich ist, § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Das 
Schmutzwasser muss der Sammelkläranlage zugeführt werden, § 46 Abs. 1 Wassergesetz (WG). Das Regen-
wasser kann versickert bzw. in einen Vorfluter eingeleitet werden, § 55 Abs. 2 WHG. 

Versickerung 

Die Dimensionierung und Gestaltung einer Sickeranlage ist der DWA-A 138 zu entnehmen. Die Versickerung 
hat über eine mind. 30 cm mächtige Bodenschicht zu erfolgen. Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom 
Bau einer Sickeranlage. Es spricht jedoch nichts gegen den Einbau einer Zisterne mit Überlauf in eine Versi-
ckerungsanlage. 

Für die Entwässerungskonzeption ist eine Aussage über die Untergrundbeschaffenheit (Bodendurchlässig-
keit, Altlasten, Flurabstand) erforderlich, z.B. durch ein Bodengutachten. 

Einleitung in einen Vorfluter 

Wird das Niederschlagswasser in einen Vorfluter eingeleitet, so muss eine Retention (vorübergehende Spei-
cherung von Regenwasser um die Abflussspitzen zu verringern) gemäß DWA-A 117 dimensioniert und erstellt 
werden. Das Volumen kann auch über den vereinfachten Ansatz 3 m³ / 100 m² Ared ermittelt werden, Ver-
ordnung über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser. 

Im Bebauungsplan (planungsrechtliche Festsetzung und Hinweise bzw. in der örtlichen Bauvorschrift) muss 
eine eindeutige und verbindliche Regelung zur Entwässerungssystematik aufgenommen werden. Es muss 
klar vorgegeben sein, wie Schmutzwasser und wie Niederschlagswasser 3 auch von privaten Flächen - besei-
tigt wird. Werden zur abwassertechnischen Erschließung des Gebietes öffentliche Anlagen erforderlich, müs-
sen diese im Benehmen mit der Wasserbehörde hergestellt werden. Die notwendigen Planunterlagen sind 
ggf. rechtzeitig vorzulegen, § 48 WG. 

Auf Flächen deren Niederschlagswasser über die Regenwasserkanalisation geleitet wird, darf kein Abwasser 
im Sinne von verunreinigtem Wasser anfallen. Entsprechende Arbeiten wie z.B. Autowäsche, Reinigungsar-
beiten, sind nicht zulässig, § 55 Abs. 1 WHG.  

Drainagen sind nur zulässig, wenn kein Grundwasser abgesenkt wird (§ 9 WHG) und der Ablauf der Drainage 
in ein oberirdisches Gewässer einleitet. Andere Drainagen sind nicht zulässig, § 3 Abwasserverordnung. Ist 
die modifizierte Entwässerung nicht mit verhältnismäßigem Aufwand möglich (z.B. kein Vorfluter, kein si-
ckerfähiger Untergrund), so muss ein Nachweis der Unverhältnismäßigkeit geführt werden, § 55 Abs. 1 WHG. 
Nicht beschichtete Metalldächer aus Kupfer, Zink, Blei erhöhen den Gehalt der Schwermetalle im Dachflä-
chenabfluss. Deshalb sind diese in Baugebieten mit Versickerung zu vermeiden. 

Leitfaden: Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, DWA-A 138.  

Die Versickerung von Metalldächern bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt, Untere 
Wasserbehörde zu beantragen ist. Dachinstallationen, wie Verwahrungen, Dachrinnen u. Fallrohre aus 
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Kupfer, Zink, Titan-Zink und Blei erhöhen den Metallgehalt im Niederschlagswasser, und sollten aus Gründen 
des Gewässerschutzes deshalb vermieden werden. Es wird empfohlen die alternativen Materialien aufzufüh-
ren: Aluminium, beschichtetes Zink, oder Edelstahl und Kunststoffteile. 

Gewerblicher Bereich 

Die Versickerung bzw. Einleitung des Niederschlagswassers von Dach- und Hofflächen von Gewerbetrieben 
bedarf in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Dies ist mit dem Landratsamt abzuklären. Es muss 
überprüft werden, ob eine Vorbehandlung des Niederschlagswassers erforderlich ist. (Verordnung über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser.) Betriebe, bei denen belastetes Niederschlagswasser an-
fällt, dürfen nur angesiedelt werden, wenn die schadlose Beseitigung gewährleistet ist, z.B. durch ausrei-
chend dimensionierte MW/SW-Leitungen. 

Hinweis 

Bei der Bemessung der Schmutzwasserkanalisation ist eine Reserve für belastetes Niederschlagswasser von 
Gewerbebetrieben mit einzuplanen. Es darf nur unbelastetes Niederschlagswasser versickert oder eingelei-
tet werden 

Grundwasser 

Wasserversorgung § 1 Abs. 6 Ziff. 8 e Baugesetzbuch (BauGB) 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die Belange der Wasserversorgung zu berücksichtigen. Diese 
sind dann hinreichend berücksichtigt, wenn die Gebäude an eine auf Dauer gesicherte, einwandfreie öffent-
liche Wasserversorgung angeschlossen werden. In der Begründung zum Bebauungsplan ist die wasserversor-
gungstechnische Erschließung des Baugebietes kurz darzustellen. 

Grundwasserschutz § 1 Abs. 5 BauGB 

Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. 

Wegen der überragenden Bedeutung der Ressource Grundwasser als eine wesentliche Lebensgrundlage sind 
Eingriffe in den Grundwasserhaushalt beim Bauen zu vermeiden bzw. zu minimieren. Um gesicherte Erkennt-
nisse über die Grundwassersituation zu erhalten, empfehlen wir vorab in grundwassernahen Bereichen (Ta-
lauen, Quellbereiche usw.) Baugrunderkundungen mittels verpegelten Erdaufschlussbohrungen durchzufüh-
ren. Bei der Beurteilung der Grundwasserstände ist der Schwankungsbereich des Grundwassers zu berück-
sichtigen. 

Falls Grundwasserbenutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, Ableiten, Aufstauen, Absenken 
und Umleiten von Grundwasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt an-
zuwenden, um eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften zu vermeiden.  

Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte sind grundsätzlich nicht zulässig. Um in kritischen 
Bereichen Schadensfällen vorzubeugen, ist zu prüfen, ob nicht auf Untergeschosse verzichtet werden kann. 
Wenn nicht, wird empfohlen, die im Grundwasserbereich zu liegen kommenden Baukörper wasserdicht und 
auftriebssicher herzustellen. 

Die im Grundwasserbereich eingebrachten Materialien dürfen keine schädlichen auslaugbaren Beimischun-
gen enthalten. 
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Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise aufzunehmen: 

Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8, 9, 10 WHG. 
Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Ravensburg zu beantragen. Die für das Erlaub-
nisverfahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 Abs. 2 WG von einem hierzu befähigten 
Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über die notwendigen Unterlagen ist 
bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich.  

Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube 
kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt werden. 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser sowie Erdaufschlüsse aller Art hat der Unternehmer 
gem. § 49 Abs. 2 WHG in Verbindung mit § 43 WG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes un-
verzüglich anzuzeigen. Die Untere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen 
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nahme dieser Regeln nicht um ein Problem der Bestimmtheit des Bebauungsplans, sondern der an sei-
ne Verkündung zu stellenden rechtsstaatlichen Anforderungen. Diesen ist nur dann genügt, wenn die 
Gemeinde sicherstellt, dass die Betroffenen von der DIN-Norm verlässlich und in zumutbarer Weise 
Kenntnis erlangen können, regelmäßig dadurch, dass sie in derselben Weise zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten werden wie der Bebauungsplan und die zugehörigen Unterlagen nach § 10 Abs. 3 Satz 2 
Halbsatz 1 BauGB.  
BVerwG, Beschl. v. 29. 7. 2010 3 4 BN 21.10, ZfBR 2010, 689 = BauR 2010, 1889. 
 
2.9 Baugrenze 
Die Baugrenze im GE2 ragt in den Bereich hinein, der von Hochbauten freizuhalten ist. Zur Planklarheit ist 
dieser Widerspruch aufzulösen.  
 
Örtliche Bauvorschriften 
Ziffer 4.4 Solar- und PV-Anlagen auf den Dächern. 
Seit 11.02.2023 gilt der neue § 74 Abs. 1 Satz 2 LBO: 
Anforderungen nach Satz 1 Nummer 1 sind grundsätzlich nur zulässig, wenn sie gleichzeitig die Nutzung 
erneuerbarer Energien zulassen. 
Insbesondere der 2. Spiegelstrich verringert die Dachfläche, die für Solar und PV-Anlagen zur Verfügung 
steht, dies Angemessenheit ist zu begründen. 
 
2 Bedenken und Anregungen  
 
Ziffer 2.15 Entwässerung in den privaten Grundstücken 
Das erforderliche Leitungsrecht für den Schmutzwasserkanal ist im Planteil nicht eingezeichnet. Dies ist 
nachzuholen. 
 
Ziffer 5.6 Umgrenzung von Flächen, die von Hochbauten freizuhalten sind 
s. Planzeichenverordnung Ziffer 15.8 Die Umgrenzung ist in die planungsrechtlichen Festsetzungen zu 
übernehmen, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB. 
 
Ziffer 5.28 Gemeindliche Stellplatzsatzung 
Die seit 31.05.2019 in Kraft getretene Satzung legt in § 3 den räumlichen Geltungsbereich mit den Lage-
plänen fest. Darin ist das Gebiet des Bebauungsplans >Gewerbeentwicklung Flst.Nr. 1300/1 und 1302/1< 
nicht enthalten. Somit gilt die gemeindliche Stellplatzsatzung an dieser Stelle nicht. Entsprechend ge-
wünschte Regelungen müssen in die örtlichen Bauvorschriften dieses Bebauungsplans aufgenommen 
werden. 
 
3 Hinweise 
 
Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 
Bei erneuter Vorlage von Planungsunterlagen sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung 
deutlich gekennzeichnet sein (z.B. als Liste der Planungsänderungen mit Verlinkung zu den entsprechen-
den Planunterlagen; Kennzeichnung im Dateinamen, farbliche Markierung im Text). Sollten Sie gescannte 
Unterlagen übermitteln, bitten wir um Einreichung von Dokumenten in einem durchsuchbaren bzw. 
konvertiertem Format (z.B. OCR-Scan). 
 
 
B. Landwirtschaft, Vermessung-/Flurbereinigung 
 
[X] keine Anregungen 
 
 
 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=10
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=10&x=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BVERWG&az=4BN2110&d=2010-07-29
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=ZFBR&b=2010&s=689
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=BAUR&b=2010&s=1889
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Die Schaffung von Versickerungsflächen bzw. die Errichtung von Rückhalteräumen sind Möglichkei-
ten, innerhalb von Baugebieten den zusätzlichen Regenwasseranfall zu drosseln, um einerseits die 
Kanalisation zu entlasten und andererseits die hydraulische Belastung für die nachfolgenden Ge-
wässer nicht zu erhöhen. Dem vorliegenden Planteil sind keine Aussagen zur Lage dieser techni-
schen Anlagen zu entnehmen, wenngleich Sie im Textteil bereits aufgeführt und mit den privaten 
Grünflächen in Verbindung gesetzt werden. Der Planteil sollte dahingehend um die Darstellung der 
technischen Anlagen zur Niederschlagswasserrückhaltung bzw. Retention und/oder möglichen Ver-
sickerung von Niederschlagswasser ergänzt werden. 
 
Der Textteil in Verbindung mit der FFH-Vorprüfung wirft zudem Fragen hinsichtlich der geplanten 
Entwässerung auf. Einerseits wird eine weitgehende Versickerung des Niederschlagswassers ange-
strebt. Dennoch wird das Wasser nicht einer Sickermulde, sondern einer Retentionsmulde zuge-
führt und gedrosselt dem Krummensbach sowie dem Dornacher Riedgraben zugeführt. Gleichzeitig 
wird eine Einleitung in Fließgewässer in der FFH-Vorprüfung negiert. Hier besteht also ein sachli-
cher Widerspruch durch das Zusammenspiel von Textteil und der vorliegenden FFH-Vorprüfung. 
Dieser Widerspruch ist zwingend aufzuarbeiten und ggf. Textteil, Planteil und FFH-Vorprüfung zu 
korrigieren bzw. anzupassen. 
 
Starkregenrisikovorsorge und Wasserabfluss § 37 WHG: 
 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind mögliche Überflutungen z.B. infolge von Starkregenereignissen 
zu berücksichtigen (§ 1 Abs.6 BauGB u. § 37 WHG). Die Bestimmungen insbesondere des § 37 WHG sind 
zu berücksichtigen. Aus verschiedenen Gründen, z.B. Oberflächenabflüssen an Hanglagen, aus Außenein-
zugsgebieten etc. kann es bei Starkregen zu wild abfließendem Wasser kommen. Das Plangebiet liegt am 
Hang. Bei der Planung ist daher besonderes Augenmerk auf die Entwässerung des Plangebiets und den 
Umgang mit Starkregenereignissen zu legen. 
 
Das Gelände fällt im Plangebiet von Nord nach Süd. Südlich des voraussichtlichen Geltungsbereichs befin-
den sich Bebauungen. Das Kapitel 5.26 des Textteils geht bislang nicht auf die konkrete Ausgestaltung des 
Plangebiets und die örtlichen Gegebenheiten ein. Insbesondere werden die Auswirkungen der Versiege-
lung des geplanten Baugebiets auf die Unterlieger und Angrenzer bei Starkregen nicht näher betrachtet. 
Das Kapitel ist dahingehend auf die örtlichen Gegebenheiten anzupassen und sollte neben dem Schutz 
des Plangebiets selbst ggf. auch Auswirkungen des Plangebiets selbst auf die Unterlieger und ggf. not-
wendige Schutzmaßnahmen und Anpassungen im Plangebiet für die Unterlieger aufzeigen. 

 
Weiterführende Informationen erhalten Sie u.a. im Leitfaden der LUBW >Kommunales Starkregenrisiko-
management in Baden-Württemberg< und auf der Internetseite des Ministeriums für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft Baden-Württemberg. 
 
Der Aussage, dass dem Plangebiet zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut Wasser 
zukommt, wird von Seiten des Sachgebiets Oberflächengewässer nicht entsprochen. Dem Plangebiet 
kommen hinsichtlich der Starkregenproblematik im Plangebiet selbst und der geplanten gedrosselten 
Einleitung von Niederschlagswasser am Dornacher Riedgraben innerhalb und am Krummensbach an ei-
nem kurzen ausgesparten Teilstück des FFH-Schutzgebiets <Schussenbecken mit Tobelwäldern südlich 
Blitzenreute<, und damit betroffener Lebensräume und Wanderungskorridore wertgebender wasserge-
bundener Arten des Schutzgebiets zumindest eine mittlere Bedeutung zu. 
 
2. Bedenken und Anregungen 
 
Bei zurückliegenden Hochwasserereignissen zeigte sich in der Ortslage Mochenwangen am Krummens-
bach eine verschärfte Hochwassersituation. Teilweise drang das Wasser hier bereits in ein Wohnhaus ein. 
Aufgrund der bekannten Hochwasserproblematik am Krummensbach sollte daher im Zuge der Ausarbei-
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Art der Vorgabe 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Kreisstraßen besteht in einem Abstand bis 15 m vom 
Fahrbahnrand ein Anbauverbot für Hochbauten und bauliche Anlagen, sowie für Werbeanlagen. 
Bis 30 m bei Kreisstraßen dürfen bauliche Anlagen und Werbeanlagen nur mit Zustimmung der 
Straßenbauverwaltung errichtet werden. Diese im Verkehrsinteresse bestehende Vorgabe ist im 
Grundsatz auch bei der Aufstellung von Bebauungsplänen (Baugebieten) zu beachten. 
 
Straßenanschluss 
Außerhalb des Erschließungsbereiches von Kreisstraßen ist die Anlegung neuer Zufahrten im 
Interesse des überörtlichen Verkehrs grundsätzlich ausgeschlossen bzw. bedarf einer jeweiligen 
Einzelfallprüfung. Eine dies nicht berücksichtigende Planung würde der Zweckbestimmung der 
überörtlichen Straße nicht Rechnung tragen. 
 
Um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs 
weiterhin zu gewährleisten bzw. zu erhöhen und um Zufahrten und Knotenpunkte rechtzeitig 
erkennbar und übersichtlich zu gestalten, sind an Zufahrten und einmündenden Ortsstraßen 
ausreichende Sichtfelder vorzuhalten. Außerdem sind im Interesse der Verkehrssicherheit über-
all dort wo es sich ermöglichen lässt, Zugänge und Zufahrten zu anliegenden Grundstücken 
durch Schließung, Zusammenlegung oder durch Schaffung rückwärtiger Erschließungsmöglich-
keiten zu reduzieren. 
 
Rechtsgrundlage 
§ 22 Abs. 1 und 2 Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG BW)  
 
1.1 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
In Anlehnung an § 22 StrG ist es möglich, in bestimmten Fällen Ausnahmen und Befreiungen 
zuzulassen, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen. 
 
So wie in § 22 StrG BW in bestimmten Fällen Ausnahmen vom Anbauverbot bzw. eine Zustim-
mung für die Genehmigung möglich ist, kann, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen, im 
Einzelfall im Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung durch einen Bebauungsplan eine 
nähere Bebauung zugelassen werden. 
 
Sofern das Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung nicht zustande kommt, gelten die An-
baubeschränkungen gemäß § 22 Abs. 1 StrG BW ungeachtet der planerischen Festsetzungen im 
Bebauungsplan gemäß § 22 Abs. 6 StrG BW, da der Bebauungsplan nicht unter Mitwirkung des 
Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist (vgl. VGH Hessen vom 22.07.1999 in ZfBR 
2000, S. 194-197). 
 
Das Plangebiet kann in grundsätzlicher Weise über den südlich angrenzenden, bereits bestehen-
den Weg (Steinhausener Weg, Flurstück 1313, im Eigentum der Gemeinde Wolpertswende) 
erschlossen werden. Eine zusätzliche Ausfahrt im nordöstlichen Plangebiet, für das Flurstück 
1302/1 zur Kreisstraße 7966 ist aus straßenrechtlicher Sicht bedenklich, da die Ausfahrt-
Sichtfelder (Sicht in beide Fahrtrichtungen) durch die dort bestehende Bepflanzung (im Bereich 
der Grundstücke 1302/1 und 1303) beeinträchtigt wird.  

 
Aufgrund der Ausführungen des Büros Sieber Consult zum Entwurf des Bebauungsplans >Ge-
werbeentwicklung Flst.-Nr. 1300/1 und 1302/1< , Textteil, Fassung vom 22.06.2023, Nr. 7.2.7 ff. 
werden diese Bedenken ausgeräumt, wonach im Einmündungsbereich in die Kreisstraße 7966 
(>Wolpertswender Straße<) die Verkehrssicherheit durch die Festsetzung der beidseitig erforder-
lichen Ausfahrt-Sichtflächen nach RASt künftig dauerhaft gewährleistet wird. 



10 

 

 
Im Interesse der Verkehrssicherheit sind die straßenrechtlichen Belange der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs bei der Errichtung neuer Zufahrten wie auch bei einer Änderung des 
Nutzungsumfangs bereits bestehender Grundstückszufahrten bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen zu beachten. 
 
Aus verkehrstechnischer Sicht ist zunächst die Erschließung aller Baugrundstücke über den Weg, 
(Steinhausener Weg, Flurstück 1313, im Eigentum der Gemeinde Wolpertswende) zu  
favorisieren. An den geplanten Ausfahrten sind die notwendigen Sichtbeziehungen durch die 
Überprüfung und Darstellung der Sichtdreiecke nachzuweisen.  
 
Es gelten darüber hinaus die Vorgaben und Inhalte des § 10 StVO. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bauliche Veränderungen an der Kreisstraße, einschließlich 
ihrer Nebenanlagen, nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Straßenbauverwaltung als Träger 
der Straßenbaulast zulässig sind. 
 
Bei Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen können 
(z.B. Eingeschränkte Ausfahrt-Sichtverhältnisse an neu geplanten Zufahrten oder im Fall von 
Nutzungsänderungen bereits bestehender Zufahrten zur übergeordneten Kreisstraße, Ein-
schränkungen der Sichtverhältnisse oder des Straßenquerschnittes etc.) ist die Zustimmung der 
örtlich zuständigen Verkehrskommission erforderlich. 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan 

 berühren können, mit Angabe des Sachstands 
 
  Keine 

 
3. Bedenken und Anregungen  
 
1. Zufahrt / Erschließung 
Soweit die erforderlichen Ausfahrt-Sichtflächen im Bereich der geplanten Zufahrten zum Bebau-
ungsplangebiet nicht dauerhaft gewährleistet werden können, sollte - entgegen der Darstellung 
aus der Entwurfsplanung zum Bebauungsplan, Lageplan M 1:500 des Büros Sieber Consult 
GmbH vom 22.06.2023 - die bereits bestehende Zufahrt, Steinhausener Weg, Flurstück 1313, im 
Eigentum der Gemeinde Wolpertswende als Sammelzufahrt zur K 7966, die außerhalb des Er-
schließungsbereiches der Kreisstraße liegt, genutzt werden. 

 
Weitere unmittelbare Zufahrten oder Zugänge zu anliegenden Grundstücken von der Kreisstraße 
werden wegen der Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht 
gestattet. Eine hierzu erforderliche Abweichung bedarf der Zustimmung der örtlich zuständigen 
Verkehrskommission. 

 
Das Zufahrtsverbot gilt auch für die Bauzeit der Einzelbauvorhaben. 
 
Das Zufahrtsverbot ist im Bebauungsplan eingetragen. 
 
Für die weiter erforderlichen Planungen sind die einschlägigen Richtlinienvorgaben der Richtlinien 
für die Anlage von >Straßen< (RAST, RAL usw.) zu beachten. 
 
Diesbezügliche Planungen sind mit dem Straßenbaulastträger der Kreisstraße, Straßenamt abzu-
stimmen. 
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Entsprechend der vorgenannt beschriebenen planerischen Grundsätze sowie zur Gewährleistung 
der straßenrechtlichen wie auch straßenverkehrsrechtlichen Grundsätze mit Blick auf die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs (insbesondere der von der Kreisstraße in das Gewerbe-
gebiet abfahrenden Verkehrsteilnehmer) ist (in Abstimmung mit dem Polizeipräsidium Ravens-
burg) die Erschließung des Plangebietes über eine Linksabbiegespur dringend erforderlich. Hier-
durch wird der Verkehrsfunktion der Kreisstraße 7966 als überörtliche Verbindungsstraße und 
damit ggf. verbundener Beeinträchtigungen der Verkehrsfluss-Situation Rechnung getragen. Der 
Neubau der Linksabbiegespur erfolgt auf Veranlassung und Kostentragung durch den Antragstel-
ler (Gemeinde Wolpertswende) entsprechend der aktuell gültigen, einschlägigen Richtlinien (RAL-
konform, Typ LA 3). Der Bau und die Unterhaltung der Linksabbiegespur ist per gesonderter Ver-
einbarung zwischen dem Straßenbaulastträger und der Gemeinde Wolpertswende zu regeln (An-
tragstellung durch die Gemeinde). 

 
Weitere unmittelbare Zufahrten oder Zugänge von der Kreisstraße können wegen der Beein-
trächtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht gestattet werden.  
 
Diesbezüglich bereits konkretisierte Angaben sind den Planunterlagen nicht zu entnehmen und 
nachzureichen. 
 
Hierdurch kann der straßenrechtlichen Verpflichtung, im Interesse der Verkehrssicherheit über-
all dort wo es sich ermöglichen lässt, Zugänge und Zufahrten zu anliegenden Grundstücken 
durch Schließung, Zusammenlegung oder durch Schaffung rückwärtiger Erschließungsmöglich-
keiten zu reduzieren, weiter Rechnung getragen werden. 
 
2. Anschluss an die K 7966 
Zufahrten wie auch Linksabbiegespuren zur Kreisstraße sind frostsicher auszubauen, an die Hö-
henlage der Kreisstraße anzupassen und bituminös zu befestigen. Die Eckausrundungen des un-
tergeordneten Anschlusses sowie die Gradiente sind gemäß den einschlägigen Richtlinien auszu-
führen. Eine entsprechende Planung ist dem Straßenbauamt vorab zur Prüfung vorzulegen. 
 
3. Sichtfelder 
 
An der neuen Einmündung in die K7966 sind folgende Sichtfelder erforderlich 
 
A) Die Sichtfelder für den Kfz-Verkehr auf der Kreisstraße 7966 (Tiefe gemessen in der Achse 

der Zufahrt, vom Fahrbahnrand der Kreisstraße, Länge, parallel zur Straße, gemessen von der 
Achse der Zufahrt) müssen im 100km/h-Bereich wie folgt bemessen werden. 
 
 
In beide Fahrtrichtungen 

Tiefe:      3,00 m  
Länge:  200,00 m 

 
Die Sichtfelder sind auf Dauer von jeglichen Sichtbehinderungen zwischen 0,80 m und 2,50 m 
Höhe über Fahrbahnoberkante freizuhalten. Die freizuhaltenden Sichtfelder sind im Bebau-
ungsplan darzustellen und als nicht überbaubare Fläche einzutragen. 
 
Hiervon abweichende Sichtfelder wie auch Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs beeinträchtigen können (z.B. Zufahrten, Einschränkungen der Sichtverhältnisse 
oder des Straßenquerschnittes, etc.) bedürfen der Beurteilung bzw. der Zustimmung der örtlich 
zuständigen Verkehrskommission. 
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4. Wendemöglichkeit im Plangebiet einschl. ausreichend dimensionierter LKW Abflussbereiche 

zur Vermeidung von LKW-Rückstausituationen in den Verkehrsbereich der Kreisstraße 7966 
 
Zur Vermeidung von LKW-Rückstausituationen in den Verkehrsbereich der Kreisstraße 7966 ist 
für die Erschließungsstraße zum Plangebiet in grundsätzlicher Weise eine ausreichend dimensi-
onierte Länge (g 25 m, als Mindestanforderung) vorzusehen. Darüber hinaus ist eine für den 
LKW-Betrieb (LKW mit Anhänger/Sattelzugmaschinen) ausreichend dimensionierte Wendemög-
lichkeit im Plangebiet zu schaffen. Dies im Besonderen zur Vermeidung von Rückwärts auf die 
Kreisstraße ausfahrenden LKW/Sattelzugmaschinen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bislang vorgelegten Planunterlagen zum Bebauungsplangebiet >Gewerbeentwicklung Flst-
Nr. 1300/1 und 1302/1<, Entwurf, M 1:500 vom 22.06.2023, berücksichtigen die Darstellung 
eine ausreichend dimensionierten LKW-Aufstellfläche (zur Reduzierung der Rückstaugefahr zur 
K7966) sowie eine ausreichend dimensionierte LKW-Wendefläche nicht, wonach von hier aus 
empfohlen wird, die diesbezüglichen Standards bei einer favorisierten Direktzufahrt von der 
Kreisstraße 7966 aus in einer aktualisierten Fassung erneut aufzunehmen. 

 
5. Baugrenzen 
Die Baugrenzen in den Ausfahrt-Sichtflächen dürfen durch bauliche Anlagen, Garagen, Carports 
nicht unterschritten werden. 
 
Die Baugrenzen sind im Bebauungsplan einzutragen. 
 
6. Entwässerung 
Abwasser und Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf den Anlagen der Kreisstraßen nicht 
zugeleitet werden. Es ist innerhalb des Baugebietes zu sammeln und gesondert abzuführen. 
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Die vorhandene ordnungsgemäße Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers der Kreisstra-
ße ist zu gewährleisten.  
 
7. Bepflanzung 
Die Sichtfelder an der Einmündung der Zufahrt in die Kreisstraße müssen von Bepflanzungen 
freigehalten werden (siehe 3.). 
Bei jeglicher Neuanpflanzung von Bäumen außerhalb der Ortstafel ist ein Mindestabstand von 
7,50 m plus Zuschlag für abfallende Böschung nach RPS zum befestigten Fahrbahnrand der K 
7966 einzuhalten. 
 
8. Versorgungs- und Abwasserleitungen 
Sofern für die Einlegung von Versorgungs- und Abwasserleitungen Flächen der Kreisstraßen in 
Anspruch genommen werden müssen, ist vom Gesuchsteller ein gesonderter Antrag auf Ab-
schluss eines Nutzungsvertrages - belegt mit Lageplan und evtl. Längsschnitt - beim Straßenamt 
einzureichen. 
 
9. Werbeanlagen allgemein 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch-
fahrt sind Werbeanlagen nach § 22 Abs. 5 StrG BW straßenrechtlich zu beurteilen.  
 
Dies gilt grundsätzlich für Werbeanlagen bis zu einer Entfernung 30 m an Kreisstraßen, unab-
hängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
 
§ 22 Abs. 6 StrG BW, welcher die Anwendbarkeit der Absätze 1-4 ausschließt sofern ein Bauvor-
haben den Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht, bezieht die o.g. Regelung zu Werbe-
anlagen ausdrücklich nicht mit ein.  

 
In die textlichen Festsetzungen ist aufzunehmen, dass Werbeanlagen jeglicher Art in einer Ent-
fernung bis zu 30 m zum nächstgelegenen, befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße ohne die 
ausdrückliche Zustimmung der Straßenbauverwaltung nicht zugelassen werden  
dürfen. Ergo ist das Straßenamt im Landratsamt Ravensburg als Straßenbaubehörde im Bauge-
nehmigungsverfahren zu beteiligen. 
 
4.  Hinweise 
 
Überarbeitung des Bebauungsplanes 
Die Gemeinde wird gebeten, den Bebauungsplanentwurf auf der Grundlage der vorstehenden 
Stellungnahme zu überarbeiten und das Straßenamt - Straßenrecht am weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 

 
Immissionen 
Das Plangebiet ist durch Immissionen (Verkehrslärm und Abgase) der K 7966 vorbelastet. Es wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass sich der Straßenbaulastträger an den Kosten eventuell 
notwendig werdender aktiver oder passiver (Schall-)Schutzmaßnahmen oder anderen Immissi-
onsschutzmaßnahmen nicht beteiligen kann. 
 
Die Schaffung ausreichender Wendemöglichkeit für LKW, LKW mit Anhä-
nger/Sattelzugmaschinen im Bereich des Plangebietes ist dringend erforderlich. 
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